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gen nicht vollkommen identisch sind.
Dennoch bleibt es den innerstaatli­
chen Gerichten, einschließlich der in
Artikel 177 Absatz 3 genannten Ge­
richte, in all diesen Fällen unbenom­
men, den Gerichtshof anzurufen,
wenn sie es für angebracht halten.

5. Artikel 177 Absatz 3 EWG-Vertrag ist
dahin auszulegen, daß ein Gericht,
dessen Entscheidungen selbst nicht
mehr mit Rechtsmitteln des innerstaat­
lichen Rechts angefochten werden
können, seiner Vorlagepflicht nach­
kommen muß, wenn in einem bei ihm

schwebenden Verfahren eine Frage
des Gemeinschaftsrechts gestellt wird,
es sei denn, es hat festgestellt, daß die
richtige Anwendung des Gemein­
schaftsrechts derart offenkundig ist,
daß für einen vernünftigen Zweifel
keinerlei Raum bleibt; ob ein solcher
Fall gegeben ist, ist unter Berücksich­
tigung der Eigenheiten des Gemein­
schaftsrechts, der besonderen Schwie­
rigkeiten seiner Auslegung und der
Gefahr voneinander abweichender
Gerichtsentscheidungen innerhalb der
Gemeinschaft zu beurteilen.

In der Rechtssache 283/81

betreffend das dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom Ersten
Zivilsenat der Corte suprema di cassazione in der vor dieser anhängigen
Rechtsstreitigkeiten

SRL C.I.L.F.I.T. — in Liquidation — und 54 andere, Rom,

gegen

MINISTERO DELLA SANITÀ, vertreten durch den Minister, Rom,

und

LANIFICIO DI GAVARDO SPA, Mailand,

gegen

MINISTERO DELLA SANITÀ, vertreten durch den Minister, Rom,

vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung von Artikel
177 Absatz 3 EWG-Vertrag
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erläßt

DER GERICHTSHOF

unter Mitwirkung des Präsidenten J. Mertens de Wilmars, der Kammerpräsi­
denten G. Bosco, A. Touffait und O. Due, der Richter P. Pescatore,
Mackenzie Stuart, Ą. O'Keeffe, T. Koopmans, U. Everling, A. Chloros
und F. Grévisse,

Generalanwalt: F. Capotorti
Kanzler: P. Heim

folgendes

URTEILURTEILURTEILURTEIL

Tatbestand

I — Sachverhalt und Verfahren

Mit Klageschrift, die dem italienischen
Gesundheitsministerium am 18. Septem­
ber 1974 zugestellt wurde, trugen die
Klägerinnen im Ausgangsverfahren, bei
denen es sich um wollverarbeitende Un­
ternehmen handelt, vor, sie hätten seit
Inkrafttreten des Gesetzes Nr. 30 vom
30. Januar 1968 als Gebühr für gesund­
heitspolizeiliche Untersuchungen 700
Lire je Doppelzentner eingeführter
Wolle gezahlt, und zwar bis zum In­
krafttreten des Gesetzes Nr. 1239 vom
30. Dezember 1970, mit dem diese Ge­
bühr geändert worden sei; ihrer Ansicht
nach hätten sie jedoch nach richtiger
Auslegung des Gesetzes vom 30. Januar
1968 und jedenfalls nach dessen authen­
tischer Auslegung durch das Gesetz Nr.
1239 von 1970 nur 70 Lire je Doppel­
zentner zu zahlen brauchen.

Gegen das klageabweisende Urteil des
Tribunale Rom vom 27. Oktober 1976
legten die Klägerinnen im Ausgangsver­
fahren Berufung ein, die sie auf das vom
Tribunale zurückgewiesene Vorbringen
stützten; darüber hinaus machten sie gel­
tend, nach dem Erlaß der Verordnung
Nr. 827/68 des Rates vom 28. Juni 1968
über die gemeinsame Marktorganisation
für bestimmte in Anhang II des Vertra­
ges aufgeführte Erzeugnisse (ABl. L 151,
S. 16) sei das Gesetz Nr. 30 von 1968
unanwendbar.
Mit Urteil vom 12. Dezember 1978
folgte die Corte d'appello Rom unter
Zurückweisung sämtlicher von den
Klägerinnen im Ausgangsverfahren gel­
tend gemachter Berufungsgründe der
Auffassung des Gesundheitsministeriums
zur Vereinbarkeit des Gesetzes Nr. 30
von 1968 mit der vorgenannten Verord­
nung.
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Am 4. Oktober 1979 erhoben die Kläge­
rinnen im Ausgangsverfahren Kassations­
beschwerde gegen dieses Urteil. Zur Be­
gründung seines Antrags auf Zurückwei­
sung der Kassationsbeschwerde machte
das Gesundheitsministerium geltend, da
Wolle — wie die Corte d'appello festge­
stellt habe — nicht unter Anhang II des
EWG-Vertrags falle, gebe es für sie
keine gemeinsame Marktorganisation;
sie könne daher nicht von der betreffen­
den Verordnung erfaßt sein.

Das Gesundheitsministerium betont,
diese Frage müsse von der Corte su­
prema di cassazione entschieden werden,
da die tatsächlichen Umstände so offen­
kundig seien, daß nicht einmal die Mög­
lichkeit eines Auslegungszweifels in Be­
tracht komme; ein Vorabentscheidungs­
ersuchen an den Gerichtshof der Europä­
ischen Gemeinschaften sei daher nicht
erforderlich.

Nach Auffassung der Corte suprema di
cassazione wirft das Verteidigungsvor­
bringen des Gesundheitsministeriums
eine Frage nach der Auslegung von Arti­
kel 177 EWG-Vertrag auf; es werde
nämlich geltend gemacht, diese Bestim­
mung sei in dem Sinne zu verstehen, daß
die Corte suprema di cassazione — de­
ren Entscheidungen nicht mehr mit
Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts
angefochten werden könnten — nicht
zur Anrufung des Gerichtshofes ver­
pflichtet sei, wenn die Beantwortung der
Frage nach der Auslegung von Handlun­
gen der Gemeinschaftsorgane so offen­
kundig sei, daß bereits die Möglichkeit
eines Auslegungszweifels ausgeschlossen
sei.

Demgemäß hat die Corte suprema di
cassazione mit Beschluß vom 27. März
1981 das Verfahren ausgesetzt und dem
Gerichtshof folgende Frage zur Vor­
abentscheidung vorgelegt:

„Begründet Artikel 177 Absatz 3 EWG-
Vertrag, nach dem ein einzelstaatliches
Gericht, dessen Entscheidungen selbst
nicht mehr mit Rechtsmitteln des inner­
staatlichen Rechts angefochten werden
können, zur Anrufung des Gerichtshofes
verpflichtet ist, wenn eine Frage der in
Absatz 1 dieses Artikels genannten Art in
einem bei ihm anhängigen Verfahren ge­
stellt wird, eine Pflicht zur Vorlage, die
es dem einzelstaatlichen Gericht nicht er­
laubt, über die Erforderlichkeit einer
Vorlage der Frage zu entscheiden, oder
hängt diese Verpflichtung — gegebenen­
falls inwieweit — davon ab, daß ein ver­
nünftiger Auslegungszweifel besteht?"

Der Vorlagebeschluß ist am 30. Oktober
1981 in das Register der Kanzlei des Ge­
richtshofes eingetragen worden.

Gemäß Artikel 20 des Protokolls über
die Satzung des Gerichtshofes der EWG
haben die Klägerinnen im Ausgangsver­
fahren, vertreten durch Rechtsanwälte G.
Scarpa und G. Stella Richter sowie
G. M. Ubertazzi und F. Capelli, die Re­
gierung des Königreichs Dänemark, ver­
treten durch ihren Rechtsberater Laurids
Mikaelsen als Bevollmächtigten, die Re­
gierung der Italienischen Republik, ver­
treten durch Avvocato dello Stato S. La­
porta und ihren Bevollmächtigten A.
Squillante, und die Kommission der
Europäischen Gemeinschaften, vertreten
durch den stellvertretenden Generaldi­
rektor G. Olmi und Fräulein Mary
Minch, Mitglied des Juristischen Dien­
stes der Kommission, als Bevollmäch­
tigte, schriftliche Erklärungen einge­
reicht.

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­
richterstatters nach Anhörung des Gene­
ralanwalts beschlossen, die mündliche
Verhandlung ohne vorherige Beweisauf­
nahme zu eröffnen.
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II — Gemäß Artikel 20 des Pro­
tokolls über die Satzung
des Gerichtshofes einge­
reichte Erklärungen

A — Erklärungen der Klägerinnen im
Ausgangsverfahren

Nach einer Abgrenzung des durch die
Frage des vorlegenden Gerichts aufge­
worfenen Problems führen die Klägerin­
nen im Ausgangsverfahren aus, diese
Frage beschränke sich auf die folgenden
drei Punkte:

„Muß das im Ausgangsverfahren angeru­
fene Gericht vor Erlaß eines Vorabent­
scheidungsersuchens prüfen, ob die vor
ihm aufgeworfene Frage die Auslegung
oder aber die Anwendung des Gemein­
schaftsrechts betrifft?

Ist die Corte di cassazione auch bei kla­
rem Wortlaut verpflichtet, den Gerichts­
hof um Auslegung zu ersuchen?

Muß sich die Auslegungsfrage — von
der Klarheit der Vorschrift abgesehen —
auf den ersten Blick als begründet, be­
rechtigt und plausibel darstellen?"

a) Auslegungsfragen und Fragen der An­
wendung

Nach Ansicht der Klägerinnen im Aus­
gangsverfahren bezieht sich der Vertrag
nur auf Auslegungsfragen; nur solche
Fragen verpflichteten somit die in Artikel
177 Absatz 3 genannten Gerichte zur
Vorlage. Daher sei es Sache dieser Ge­
richte, zunächst zu prüfen, ob es um eine
Auslegungsfrage oder aber um eine
Frage der Anwendung gehe.

In den bei ihnen anhängigen Rechtsstrei­
tigkeiten müßten die innerstaatlichen Ge­
richte jedoch das Gemeinschaftsrecht an­
wenden; im Zusammenhang mit dieser
Anwendung könnten sie Fragen nach sei­
ner Auslegung stellen.

Die Zweifel hinsichtlich der Anwendung
seien damit im wesentlichen Zweifel hin­
sichtlich der Auslegung, so daß das Ge­
richt über die erste, von den Parteien un­
ter dem Blickwinkel der Anwendung
des Gemeinschaftsrechts vorgenommene
Darstellung der Frage hinausgehen und
die dahinter liegende Auslegungsfrage
erkennen müsse.

b) Ist die Corte di cassazione auch bei
klarem Wortlaut verpflichtet, den Ge­
richtshof um Auslegung zu ersuchen?

Die Klägerinnen im Ausgangsverfahren
führen zunächst aus, nach innerstaatli­
chem Recht erlaube es der Grundsatz,
wonach eine Auslegung bei klarem Wort­
laut nicht in Betracht komme, dem Aus­
legenden nicht, sich mit dem zu begnü­
gen, was eine Vorschrift von ihrem
Wortsinn her zum Ausdruck bringen zu
wollen scheine; er besage vielmehr, daß
dann (und nur dann), wenn eine Vor­
schrift klar und eindeutig sei und eine
Divergenz zwischen Buchstabe und Geist
nicht in Betracht komme, eine andere als
die vom Wortlaut nahegelegte Auslegung
nicht zulässig sei.

Sie äußern sodann die Auffassung, die
Auslegungsgrundsätze des klassischen in­
ternationalen Rechts, wonach bei klarem
Wortlaut für eine Auslegung kein Raum
sei, könnten für das Gemeinschaftsrecht
nicht gelten, da dieses eine im Entstehen
begriffene Rechtsordnung sei und in
einem Sinne ausgelegt werden müsse, der
über den in den verschiedenen Einzel­
vorschriften gebrauchten Ausdruck hin­
ausgehe; im Gemeinschaftsrecht sei da­
her eine teleologische, auf die praktische
Wirksamkeit bedachte Auslegung gebo­
ten.

Zudem seien die in der Regelung ver­
wendeten Ausdrücke nicht so klar, daß
die Gefahr unterschiedlicher Auslegung
ausgeschlossen sei. Insbesondere sei zu
bedenken, daß das innerstaatliche Ge-
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richt auf dem Gebiet des Gemeinschafts­
rechts zahlreiche sich aus der Fach-
sprachlichkeit dieses Rechts ergebende
Schwierigkeiten überwinden müsse, da es
nicht immer Zugang zu sämtlichen die
Gemeinschaftsrechtsordnung ausmachen­
den Quellen habe; darüber hinaus müsse
es die Unsicherheiten bewältigen, die
sich aus dem nicht immer leicht zu beur­
teilenden Zusammentreffen von inner­
staatlichem Recht und Gemeinschafts­
recht ergäben.

Diese Schwierigkeiten hätten zur Folge,
daß für das in Artikel 177 Absatz 3 ge­
nannte Gericht eine Vorlagepflicht im­
mer dann bestehe, wenn die Auslegung
einer gemeinschaftsrechtlichen Vorschrift
erforderlich sei, auch wenn ihre Bedeu­
tung klar zu sein scheine.

c) Muß sich die Auslegungsfrage auf
den ersten Blick als begründet, be­
rechtigt und plausibel darstellen?

Nach Artikel 177 Absatz 3 seien die Ge­
richte letzter Instanz zur Anrufung des
Gerichtshofes dann und nur dann ver­
pflichtet, wenn in einem bei ihnen
schwebenden Verfahren „eine Frage"
gestellt werde.

Der Begriff der Frage sei in einem wei­
ten Sinne, d. h. nicht notwendig als eine
zwischen den Parteien bestehende Mei­
nungsverschiedenheit, zu verstehen; viel­
mehr besage er, daß ein im Verfahren
aufgeworfener Auslegungszweifel eine
notwendige und hinreichende Vorausset­
zung für das Entstehen der Pflicht zur
Vorlage beim Gerichtshof bilde.
Der Gegenstand der Frage der Corte su­
prema di cassazione betreffe allerdings
weniger die Bedeutung des betreffenden
Begriffs als vielmehr das Problem der
„Begründetheit" der Vorlagefrage. Eine
erste Antwort auf diese Frage lasse sich
dem Wortlaut von Artikel 177 Absatz 3
entnehmen, der nicht zwischen begrün­
deten oder unbegründeten Fragen unter­
scheide.

Diese erste Antwort werde durch eine
vergleichende Prüfung der Absätze 2 und
3 von Artikel 177 bestätigt, die zu einer
Auslegung führe, welche darauf gerichtet
sei, die Vorlagepflicht auszuweiten, d. h.
dem in Absatz 3 genannten vorlegenden
Gericht keinerlei Spielraum zu belassen.

Für diese Ansicht spreche auch der
Zweck von Artikel 177, der darin be­
stehe, die einheitliche Anwendung des
Gemeinschaftsrechts in den Mitgliedstaa­
ten sicherzustellen; das gelte um so
mehr, als diesem Ziel eine unaufhörlich
wachsende Bedeutung zukomme und die
Rolle der Corte suprema di cassazione
unter anderem darin bestehe, für die ein­
heitliche Anwendung des Gesetzes Sorge
zu tragen.

Im übrigen habe sich auch der Gerichts­
hof im Sinne einer weiten Auslegung von
Artikel 177 ausgesprochen; unter ande­
rem in seinem Urteil vom 27. März 1963
in den Rechtssachen 28 bis 30/62 (Da
Costa en Schaake, Slg. 1963, 63) habe
der Gerichtshof festgestellt, daß „Artikel
177 letzter Absatz nationale Gerichte
..., deren Entscheidungen nicht mehr
mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen
Rechts angefochten werden können,
ohne jede Einschränkung dazu verpflich­
tet, dem Gerichtshof alle sich in bei ih­
nen anhängigen Verfahren stellenden
Fragen der Auslegung des Vertrages vor­
zulegen".

In diesem Sinne äußerten sich auch die
bedeutendsten Stimmen in der Lehre. In
rechtspolitischer Hinsicht schließlich sei
es sehr gefährlich, den obersten inner­
staatlichen Gerichten zu erlauben, die
Begründetheit der vor ihnen aufgeworfe­
nen Fragen nachzuprüfen, da sie den
Prozeß der Integration von Gemein­
schaftsrecht und innerstaatlichem Recht
bremsen oder verzerren könnten. Diesen
obersten innerstaatlichen Gerichten einen
solchen Beurteilungsspielraum einzuräu­
men, berge in sich bereits die Gefahr,
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daß zwischen innerstaatlichen Gerichten
und Gemeinschaftsorganen ein ungünsti­
ges Klima geschaffen werde, und könne
auseinanderstrebende Tendenzen för­
dern.

B — Erklärungen der italienischen Regie­
rung

Bei der Darstellung des Sachverhalts des
Ausgangsverfahrens weist die italienische
Regierung darauf hin, daß sie im Verfah­
ren vor der Corte suprema di cassazione
erklärt habe, im vorliegenden Fall sei der
Tatbestand der in Rede stehenden Norm
so eindeutig, daß selbst die Möglichkeit
eines Auslegungszweifels und folglich die
Notwendigkeit einer Vorlage beim Ge­
richtshof der Europäischen Gemeinschaf­
ten ausgeschlossen seien.

Trotz der zwischen Absatz 2 und Absatz
3 von Artikel 177 bestehenden Unter­
schiede im Wortlaut habe Absatz 3 kei­
nen anderen Regelungszweck und solle
den innerstaatlichen Gerichten letzter In­
stanz nicht die Befugnis nehmen, die Er­
forderlichkeit einer Vorabentscheidung
zu beurteilen.

Die Verfasser des Vertrages hätten es für
angebracht gehalten, dadurch für eine
Auslese der dem Gerichtshof vorgelegten
Auslegungsfragen zu sorgen, daß sie das
gewöhnliche Verfahren der Vorlage
beim Gerichtshof auch für die Rechts­
streitigkeiten beibehalten hätten, die bei
den innerstaatlichen Gerichten letzter In­
stanz anhängig seien.

Im Urteil in der Rechtssache Da Costa
en Schaake (a. a. O.) habe der Gerichts­
hof festgestellt, daß die Wirkung, die
von einer durch eine frühere Vorabent-
scheidung in einem gleichgelagerten Fall
gegebenen Auslegung ausgehe, den
Grund der Verpflichtung, die sich für die
innerstaatlichen Gerichte letzter Instanz
aus Artikel 177 Absatz 3 ergebe, entfal­
len und sie somit sinnlos erscheinen las­

sen könne. Damit habe der Gerichtshof
anerkannt, daß ein innerstaatliches Ge­
richt letzter Instanz befugt sei, die Streit­
frage abzugrenzen und somit unter Beru­
fung auf die vom Gerichtshof auf die
gleiche Frage erteilte Antwort das Vor­
liegen einer Auslegungsfrage oder eines
Auslegungsproblems hinsichtlich der ge­
meinschaftsrechtlichen Vorschrift zu ver­
neinen.

Da die Gemeinschaftsrechtsnorm in die
Rechtsordnung des einzelnen Mitglied­
staats eingegliedert sei, sei die Annahme
absurd, daß es einem innerstaatlichen
Gericht verwehrt sei, eine Bestimmung
auszulesen, die es anzuwenden habe.
Diese Überlegung widerlege die These,
daß sich ein innerstaatliches Gericht letz­
ter Instanz darauf beschränken müsse,
ein auf das Gemeinschaftsrecht gestütz­
tes Verteidigungsvorbringen zur Kennt­
nis zu nehmen und dem Gerichtshof zur
Prüfung vorzulegen. Dieses Gericht
müsse daher die Frage festlegen, die Ge­
genstand eines Auslegungsersuchens an
den Gerichtshof sein könne. Hierzu habe
es zu prüfen, ob tatsächlich ein Ausle­
gungszweifel bestehe; das werde durch
die Schlußanträge von Generalanwalt
Lagrange in der Rechtssache Da Costa
en Schaake (a. a. O.) bestätigt, in denen
dieser ausgeführt habe: „Das Verfahren
der Vorlegung zur Vorabentscheidung
über eine Auslegungsfrage ist selbstver­
ständlich nur einzuleiten, wenn eine
Frage vorliegt...".

Somit könne eine Norm nicht nur dann
als „klar" bezeichnet werden, wenn der
Gerichtshof sie bereits auf eine vergleich­
bare Frage hin ausgelegt habe, sondern
auch dann, wenn sie vernünftigerweise
nur eine wörtliche, logische und systema­
tische Bedeutung haben könne.

Die italienische Regierung hält es für
kaum wahrscheinlich, daß ein letztin­
stanzliches innerstaatliches Gericht im
gemeinschaftsrechtlichen Bereich eines
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Teils seiner gewöhnlichen Auslegungsin­
strumente beraubt sei, daß es sich folg­
lich nur an den Wortlaut zu halten habe,
um festzustellen, ob die Bedeutung einer
Norm unklar sei oder nicht, und von
vornherein darauf verzichten müsse,
durch einen einfachen Vergleich der
Egebnisse der wörtlichen Auslegung mit
jenen der logischen und systematischen
Auslegung zu prüfen, ob der Zweifel
fortbestehe.

Daher sei davon auszugehen, daß sich
der Nutzen eines wirksamen Filters für
die Vorlage von Auslegungsfragen beim
Gerichtshof aus dem Sinn und Zweck
von Artikel 177 ergebe. Daraus folge
zwingend, daß das innerstaatliche Ge­
richt letzter Instanz das Vorliegen eines
echten Zweifels in angemessener Weise
zu beurteilen habe.

Sonach blieben die Grenzen dieses Beur­
teilungsermessens zu bestimmen. Diese
Frage sei zumindest beim gegenwärtigen
Stand der Ausprägung des Gemein­
schaftsrechts und angesichts des in den
einzelnen Mitgliedstaaten nunmehr er­
reichten Grades von „Gemeinschaftsbe­
wußtsein" in theoretischer Hinsicht
schwieriger zu beantworten als in prakti­
scher. In Anbetracht des in Artikel 177
aufgestellten Ziels der einheitlichen
Auslegung des Gemeinschaftsrechts und
angesichts des Gedankens, daß die Kraft
des Rechts auf lange Sicht schließlich je­
den Widerstand überwinde, lasse sich
zudem fragen, bis zu welchem Punkt ein
innerstaatliches Gericht letzter Instanz in
der Praxis das Vorliegen einer wirklichen
Vorabentscheidungsfrage guten Glau­
bens verneinen könne.

Im Ergebnis schlägt die italienische Re­
gierung vor, die Vorlagefrage dahin ge­
hend zu beantworten, daß die innerstaat­
lichen Gerichte letzter Instanz nach dem
Vertrag verpflichtet sind, den Gerichts­
hof in den Fällen um eine Vorabent­
scheidung zu ersuchen, in denen sie nach

angemessener Prüfung zu der Überzeu­
gung gelangen, daß die im Verfahren vor
ihnen aufgeworfene Auslegungsfrage
nicht offensichtlich unbegründet ist.

C — Erklärungen der dänischen Regie­
rung

Nach einem Hinweis auf den Zweck und
die Funktionsweise von Artikel 177 führt
die dänische Regierung aus, Absatz 3 die­
ser Vorschrift könne nicht in dem Sinne
verstanden werden, daß ein innerstaatli­
ches Gericht, dessen Entscheidungen
nicht mehr mit Rechtsmitteln angefoch­
ten werden könnten, nur deshalb ver­
pflichtet sei, dem Gerichtshof jede belie­
bige Frage nach der Auslegung oder der
Gültigkeit einer Vorschrift des Gemein­
schaftsrechts vorzulegen, weil die Par­
teien einen dahin gehenden Wunsch ge­
äußert hätten.

Eine solche Auffassung mache aus die­
sem Artikel einen Privatpersonen zur
Verfügung stehenden Rechtsbehelf, was
keineswegs Zweck dieser Bestimmung
sei.

Wie sich aus dem Urteil des Gerichtsho­
fes vom 22. November 1978 in der
Rechtssache 93/78 (Mattheus, Slg. 1978,
2203) ergebe, seien die innerstaatlichen
Gerichte verpflichtet, die Erforderlichkeit
der Vorlage beim Gerichtshof der Euro­
päischen Gemeinschaften zu prüfen. Es
sei daher Sache des innerstaatlichen Ge­
richts zu entscheiden, ob tatsächlich ein
Zweifel vorliege, der ein Vorabentschei­
dungsersuchen rechtfertige; diese Auffas­
sung werde durch das Urteil des Ge­
richtshofes vom 16. Dezember 1981 in
der Rechtssache 244/80 (Foglia/No­
vello, Slg. 1981, 3045) bestätigt.

Wie die italienische Regierung führt die
dänische Regierung sodann aus, die-
Rechtsprechung des Gerichtshofes, unter
anderem im Urteil in der Rechtssache Da
Costa en Schaake (a. a. O.), habe bestä-
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tigt, daß die Vorlagepflicht nach Artikel
177 Absatz 3 nicht absolut sei.
Selbst wenn noch keine einschlägige
Rechtsprechung des Gerichtshofes vor­
liege, könne das innerstaatliche Gericht
dennoch unmittelbar ohne Ersuchen um
Vorabentscheidung entscheiden, wenn
die in Rede stehende Vorschrift des Ge­
meinschaftsrechts keine Auslegungspro­
bleme aufwerfe.
Zur Lehre vom „acte clair" bemerkt die
dänische Regierung, daß die Kommis­
sion in Beantwortung der schriftlichen
Anfrage Nr. 608/78 (ABl. C 28, 1978, S.
8 und 9) erklärt habe, die Gerichte könn­
ten von einer Vorlage „absehen und un­
mittelbar entscheiden, wenn diese Fragen
vollkommen eindeutig sind, und der Sinn
der Antwort, die auf sie erteilt werden
muß, jedem Juristen auch ohne einschlä­
gige Kenntnisse der Materie offensicht­
lich erscheint".
Die dänische Regierung weist den Ge­
richtshof darauf hin, daß dieses Krite­
rium auch von den dänischen Gerichten,
und zwar auch den in letzter Instanz
entscheidenden Gerichten, angewandt
werde.
Nach Auffassung der dänischen Regie­
rung rechtfertigt ein theoretischer Ausle­
gungszweifel allein noch keine systemati­
sche Inanspruchnahme des Vorabent-
scheidungsverfahrens. Vielmehr müsse
ein wirklicher Auslegungszweifel vorlie­
gen.
Dieses Kriterium des „acte clair" müsse
allerdings mit Vorsicht angewandt wer­
den; das oberste innerstaatliche Gericht
habe eine Reihe von Gegebenheiten zu
berücksichtigen, und zwar unter ande­
rem den Umstand, daß die Vorschriften
des Gemeinschaftsrechts in mehreren
Sprachfassungen verbindlich seien, und
den Umstand, daß das Ziel von Artikel
177 die einheitliche Anwendung des Ge­
meinschaftsrechts sei. Das innerstaatliche

Gericht könne eine gemeinschaftsrecht­
liche Vorschrift nicht aus eigener Befug­
nis für ungültig erklären, wie es auch
eine bereits vom Gerichtshof vorgenom­
mene Auslegung nicht unbeachtet lassen
könne.
Im Ergebnis ersucht die dänische Regie­
rung den Gerichtshof, die Vorlagefrage
wie folgt zu beantworten:
„Innerstaatliche Gerichte, deren Ent­
scheidungen nicht mehr mit Rechtsmit­
teln angefochten werden können, sind
verpflichtet, dem Gerichtshof der Euro­
päischen Gemeinschaften Fragen nach
der Gültigkeit oder der Auslegung des
Gemeinschaftsrechts zur Vorabentschei­
dung vorzulegen, wenn sie eine Ent­
scheidung über diese Frage für den Erlaß
der Entscheidung in dem bei ihnen an­
hängigen Rechtsstreit für erforderlich
halten. Für das Bestehen dieser Ver­
pflichtung ist es weder erforderlich noch
ausreichend, daß eine Partei ein dahin
gehendes Ersuchen an das Gericht rich­
tet. Ein Gericht, dessen Entscheidungen
nicht mehr mit Rechtsmitteln angefoch­
ten werden und Bindungswirkungen für
die übrigen Gerichte entfalten können,
hat es daher wegen des Erfordernisses
der einheitlichen Anwendung des Ge­
meinschaftsrechts soweit wie möglich zu
vermeiden, derartige Fragen selbst zu
entscheiden."

D — Erklärungen der Kommission

Einleitend bezeichnet die Kommission die
dem Gerichtshof von der Corte suprema
di cassazione vorgelegte Frage als grund­
legend.
Die Kommission verweist zunächst auf
die Lehre vom „acte clair", nach der
eine von den Parteien aufgeworfene oder
vom Gericht selbst erkannte wirkliche
Schwierigkeit vorliegen müsse, die bei
vernünftiger Betrachtungsweise einen
Zweifel hervorrufen könne. Eine ähn-
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liehe Vorstellung gebe es in Italien und
in der Bundesrepublik Deutschland hin­
sichtlich der Verpflichtung der Gerichte,
dem Verfassungsgericht Fragen nach der
Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen vor­
zulegen. Weder in Italien noch in der
Bundesrepublik Deutschland sei das Ge­
richt zur Anrufung des Verfassungsge­
richts verpflichtet, wenn es der Ansicht
sei, daß das Vorbringen hinsichtlich der
Verfassungswidrigkeit offenkundig unbe­
gründet sei.

Nach einer Darstellung der wesentlichen
Argumente, die gegen bzw. für die An­
sicht vorgetragen werden, daß die letzt­
instanzlichen Gerichte im Rahmen der
Gemeinschaftsrechtsordnung über ein
Beurteilungsermessen verfügen, spricht
sich die Kommission für diese Ansicht
aus.

In diesem Zusammenhang weist sie
darauf hin, daß sie bereits in ihrer Ant­
wort auf die schriftliche Anfrage Nr.
608/78 von Herrn Krieg (ABl. C 28 vom
31. 1. 1979) ausgeführt habe:

„Nach Auffassung der Kommission sind
die nationalen Gerichte nicht aufgrund
von Artikel 177 EWG-Vertrag verpflich­
tet, eine Entscheidung zurückzustellen
und systematisch den Gerichtshof mit al­
len ihnen gestellten Fragen der Ausle­
gung des Gemeinschaftsrechts zu befas­
sen. Sie können davon absehen und un­
mittelbar entscheiden, wenn diese Fragen
vollkommen eindeutig sind, und der Sinn
der Antwort, die auf sie erteilt werden
muß, jedem Juristen auch ohne einschlä­
gige Kenntnisse der Materie offensicht­
lich erscheint."

Nach einer Analyse von Artikel 177 Ab­
satz 3 äußert die Kommission die Über­
zeugung, daß ihr früherer Standpunkt
richtig sei. Eine Vorlagepflicht bestehe
nämlich nur, wenn sich das letztinstanz­
liche innerstaatliche Gericht einer Frage
gegenübersehe und wenn diese Frage die

Auslegung einer Rechtsvorschrift be­
treffe. Der Begriff der „Frage" sei je­
doch gleichbedeutend mit Problem; der
Begriff der „Auslegung" bedeute Ver­
ständnis und Erläuterung des Wortlauts
eines geschriebenen oder gesprochenen
Textes, dessen Sinn unklar sei und zu
Zweifeln Anlaß gebe.

Sei eine Bestimmung völlig eindeutig,
fehle es somit an einer Frage, und es be­
dürfe keiner Auslegung.

Es treffe zwar zu, daß es immer zu einer
Auslegungstätigkeit komme, und zwar
auch im Hinblick auf eindeutige und da­
mit unmittelbar verständliche Bestim­
mungen, doch sei offenkundig, daß unter
den Auslegungsfragen, auf die sich Arti­
kel 177 Absatz 3 beziehe, nur echte Pro­
bleme im Sinne intellektueller Schwierig­
keiten zu verstehen seien.

Dieses Beurteilungsermessen, das die
Kommission dem im Ausgangsverfahren
entscheidenden Gericht zuerkenne, liege
auf derselben Linie wie die ihm bereits
eingeräumten Beurteilungsbefugnisse.
Die innerstaatlichen Gerichte müßten die
bei ihnen anhängigen Rechtsstreitigkei­
ten entscheiden und das Gemeinschafts­
recht anwenden, dabei jedoch die Befug­
nisse des Gerichtshofes zur Auslegung
dieses Rechts beachten. Die Tatsache,
daß der Gerichtshof den innerstaatlichen
Gerichten ein Beurteilungsermessen zu­
gebilligt habe, sei ein Beweis seines Ver­
trauens in die innerstaatlichen Gerichte;
im übrigen könnten die Verfahren nach
Artikel 177 nur in einem Klima gegensei­
tigen Vertrauens erfolgreich durchge­
führt werden.

Selbstverständlich könnten den inner­
staatlichen Gerichten Irrtümer bei der
Auslegung einer gemeinschaftsrechtli­
chen Bestimmung unterlaufen, doch
seien die nachteiligen Folgen solcher Irr­
tümer begrenzt und würden durch die
Vorteile aufgewogen, die sich insbeson-
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dere für die Rechtspflege daraus ergä­
ben, daß die letztinstanzlichen Gerichte
der Mitgliedstaaten nicht verpflichtet
würden, dem Gerichtshof alle das Ge­
meinschaftsrecht betreffende Fragen vor­
zulegen.
Es müsse jedoch deutlich gemacht wer­
den, daß diese Befugnis in Anbetracht
der Besonderheiten der Gemeinschafts­
rechtsordnung im Rahmen dieser Rechts­
ordnung nur mit äußerster Zurückhal­
tung ausgeübt werden dürfe.
In diesem Zusammenhang weist die
Kommission darauf hin, daß die Vor­
schriften des Gemeinschaftsrechts in sie­
ben Sprachen abgefaßt und häufig Aus­
druck politischer Kompromisse seien.
Daher erfordere die Ausübung eines
Beurteiluhgsermessens im Hinblick auf
eine gemeinschaftsrechtliche Bestimmung
durch ein innerstaatliches Gericht weit­
aus größere Zurückhaltung als die An­
wendung der Lehre vom „acte clair" im
innerstaatlichen Bereich. Vor der Aus­
übung seines Beurteilungsermessens
müsse sich das nationale Gericht daher
vor allem über die Rechtsprechung des
Gerichtshofes informieren; falls der ge­
ringste Zweifel bestehen bleibe, müsse
ein in letzter Instanz entscheidendes Ge­
richt den Gerichtshof um Vorabentschei­
dung ersuchen.

Daraus folge, daß die Fälle, in denen es
zulässig sei, den Gerichtshof nicht anzu­
rufen, praktisch sehr begrenzt seien.

Die Kommission schlägt daher vor, die
dem Gerichtshof vorgelegte Frage wie
folgt zu beantworten:
„Nach Artikel 177 Absatz 3 EWG-Ver­
trag sind die Gerichte, deren Entschei­
dungen selbst nicht mehr mit Rechtsmit­
teln des innerstaatlichen Rechts ange­
fochten werden können, verpflichtet,
dem Gerichtshof alle vor ihnen aufge­
worfenen Fragen nach der Bedeutung
einer gemeinschaftsrechtlichen Bestim­
mung vorzulegen, es sei denn, sie hätten
festgestellt, daß diese Bestimmung keinen
vernünftigen Auslegungszweifel auf­
wirft."

III — Mündliche Verhandlung

In der Sitzung vom 8. Juni 1982 haben-
die Klägerinnen im Ausgangsverfahren,
vertreten durch die Rechtsanwälte Uber-
tazzi und Capelli, die italienische Regie­
rung, vertreten durch Avvocato dello
Stato Laporta, und die Kommission der
Europäischen Gemeinschaften, vertreten
durch den stellvertretenden Generaldi­
rektor ihres Juristischen Dienstes Olmi
und das Mitglied ihres Juristischen Dien­
stes Mary Minch als Bevollmächtigte,
mündliche Ausführungen gemacht und
Fragen des Gerichtshofes beantwortet.

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in der Sitzung vom 13. Juli 1982
vorgetragen.

Entscheidungsgründe

1 Die Corte suprema di cassazione hat mit Beschluß vom 27. März 1981, beim
Gerichtshof eingegangen am 31. Oktober 1981, gemäß Artikel 177 EWG-
Vertrag eine Frage nach der Auslegung von Artikel 177 Absatz 3 EWG-Ver­
trag zur Vorabentscheidung vorgelegt.
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2 Diese Frage stellt sich in einem Rechtsstreit zwischen Wollimportfirmen und
dem italienischen Gesundheitsministerium über die Zahlung von Gebühren
für die gesundheitspolizeiliche Untersuchung von Wolle, die aus nicht der
Gemeinschaft angehörenden Ländern eingeführt wurde. Die Unternehmen
beriefen sich auf die Verordnung Nr. 827/68 vom 28. Juni 1968 über die
gemeinsame Marktorganisation für bestimmte in Anhang II des Vertrages
aufgeführte Erzeugnisse (ABl. L 151, S. 16), nach deren Artikel 2 Absatz 2 es
den Mitgliedstaaten untersagt ist, auf eingeführte, unter der Tarifnummer
05.15 des Gemeinsamen Zolltarifs aufgeführte und anderweit nicht genannte
„Waren tierischen Ursprungs" Abgaben mit gleicher Wirkung wie Zölle zu
erheben. Das Gesundheitsministerium hielt dem entgegen, daß Wolle nicht
unter Anhang II des Vertrages falle. Sie werde daher nicht von einer gemein­
samen Marktorganisation erfaßt.

3 Aus diesen Umständen folgert das Gesundheitsministerium, die Beantwor­
tung der Frage nach der Auslegung des Rechtsaktes der Gemeinschaftsor­
gane sei so offenkundig, daß nicht einmal die Möglichkeit eines Auslegungs­
zweifels in Betracht komme und daß daher ein Vorabentscheidungsersuchen
an den Gerichtshof nicht erforderlich sei. Demgegenüber machen die betrof­
fenen Unternehmen geltend, da vor der Corte suprema di cassazione, deren
Entscheidungen nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts an­
gegriffen werden könnten, eine Frage bezüglich der Auslegung einer Verord­
nung aufgeworfen worden sei, dürfe sich das Gericht gemäß dem Wortlaut
von Artikel 177 Absatz 3 seiner Verpflichtung zur Anrufung des Gerichtsho­
fes nicht entziehen.

4 Angesichts dieser gegensätzlichen Auffassungen hat die Corte suprema di
cassazione dem Gerichtshof folgende Frage vorgelegt:

„Begründet Artikel 177 Absatz 3 EWG-Vertrag, nach dem ein einzelstaatli­
ches Gericht, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln des
innerstaatlichen Rechts angefochten werden können, zur Anrufung des Ge­
richtshofes verpflichtet ist, wenn eine Frage der in Absatz 1 dieses Artikels
genannten Art in einem bei ihm anhängigen Verfahren gestellt wird, eine
Pflicht zur Vorlage, die es dem einzelstaatlichen Gericht nicht erlaubt, über
die Erforderlichkeit einer Vorlage der Frage zu entscheiden, oder hängt
diese Verpflichtung — gegebenenfalls inwieweit — davon ab, daß ein ver­
nünftiger Auslegungszweifel besteht?"
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5 Zur Lösung dieses Problems ist der Systematik von Artikel 177 Rechnung zu
tragen, nach dem der Gerichtshof unter anderem über die Auslegung des
Vertrages und der Handlungen der Organe der Gemeinschaft entscheidet.

6 Gemäß Absatz 2 dieses Artikels „kann" jedes Gericht eines Mitgliedstaats
dem Gerichtshof eine Auslegungsfrage zur Entscheidung vorlegen, wenn es
eine solche Entscheidung zum Erlaß seines Urteils für erforderlich hält. Wird
eine Auslegungsfrage in einem schwebenden Verfahren bei einem einzelstaat­
lichen Gericht gestellt, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechts­
mitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden können, so ist dieses
Gericht nach Absatz 3zur Anrufung des Gerichtshofes „verpflichtet".

7 Diese Vorlagepflicht fügt sich in den Rahmen der Zusammenarbeit zwischen
den innerstaatlichen Gerichten als mit der Anwendung des Gemeinschafts­
rechts betrauten Gerichten und dem Gerichtshof ein, durch die die ord­
nungsgemäße Anwendung und die einheitliche Auslegung des Gemein­
schaftsrechts in allen Mitgliedstaaten sichergestellt werden sollen. Artikel 177
Absatz 3 soll insbesondere verhindern, daß es innerhalb der Gemeinschaft zu
voneinander abweichenden Gerichtsentscheidungen über Fragen des Gemein­
schaftsrechts kommt. Wird eine solche Auslegungsfrage im Sinne von Artikel
177 gestellt, ist die Tragweite der Verpflichtung daher anhand dieser Ziele
nach Maßgabe der jeweiligen Befugnisse der innerstaatlichen Gerichte und
des Gerichtshofes zu beurteilen.

8 In diesem Rahmen ist die gemeinschaftsrechtliche Bedeutung der Wendung
„wird eine derartige Frage ... gestellt" zu bestimmen, um festzustellen, un­
ter welchen Voraussetzungen ein innerstaatliches Gericht, dessen Entschei­
dungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts ange­
fochten werden können, zur Anrufung des Gerichtshofes verpflichtet ist.

9 Hierzu ist zunächst darauf hinzuweisen, daß Artikel 177 keinen Rechtsbehelf
für die Parteien eines bei einem innerstaatlichen Gericht anhängigen Rechts­
streits eröffnet. Das betreffende Gericht muß also nicht schon allein deshalb,
weil eine Partei geltend macht, der Rechtsstreit werfe eine Frage nach der
Auslegung des Gemeinschaftsrechts auf, davon ausgehen, daß eine Frage im
Sinne von Artikel 177 gestellt wird. Es obliegt ihm vielmehr gegebenenfalls,
den Gerichtshof von Amts wegen anzurufen.
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10 Zweitens ergibt sich aus dem Verhältnis zwischen den Absätzen 2 und 3 des
Artikels 177, daß die in Absatz 3 genannten Gerichte ebenso wie alle ande­
ren innerstaatlichen Gerichte die Frage, ob für den Erlaß ihrer eigenen Ent­
scheidung eine Entscheidung über eine gemeinschaftsrechtliche Frage erfor­
derlich ist, in eigener Zuständigkeit beurteilen. Diese Gerichte sind somit
nicht zur Vorlage einer vor ihnen aufgeworfenen Frage nach der Auslegung
des Gemeinschaftsrechts verpflichtet, wenn die Frage nicht entscheidungser­
heblich ist, d. h., wenn die Antwort auf diese Frage, wie auch immer sie aus­
fällt, keinerlei Einfluß auf die Entscheidung des Rechtsstreits haben kann.

11 Stellen sie dagegen fest, daß das Gemeinschaftsrecht herangezogen werden
muß, um eine Entscheidung des bei ihnen anhängigen Rechtsstreits zu er­
möglichen, sind sie nach Artikel 177 verpflichtet, dem Gerichtshof jede sich
stellende Auslegungsfrage vorzulegen.

12 Die von der Corte di cassazione vorgelegte Frage geht dahin, ob der Ver­
pflichtung nach Artikel 177 Absatz 3 unter bestimmten Umständen gleich­
wohl Grenzen gezogen sind.

13 Hierzu ist auf das Urteil des Gerichtshofes vom 27. März 1963 in den ver­
bundenen Rechtssachen 28 bis 30/62 (Da Costa, Slg. 1963, 63, 80, 81)
hinzuweisen, in dem es heißt: „Wenn auch Artikel 177 letzter Absatz natio­
nale Gerichte ..., deren Entscheidungen nicht mehr mit Rechtsmitteln des
innerstaatlichen Rechts angefochten werden können, ohne jede Einschrän­
kung dazu verpflichtet, dem Gerichtshof alle sich in bei ihnen anhängigen
Verfahren stellenden Fragen der Auslegung des Vertrages vorzulegen, so
kann die Wirkung, die von einer durch den Gerichtshof gemäß Artikel 177
in einem früheren Verfahren gegebenen Auslegung ausgeht, doch im Einzel­
fall den inneren Grund dieser Verpflichtung entfallen und sie somit sinnlos
erscheinen lassen. Dies gilt insbesondere dann, wenn die gestellte Frage tat­
sächlich bereits in einem gleichgelagerten Fall Gegenstand einer Vorabent­
scheidung gewesen ist."

1 4 Die gleiche Wirkung kann sich für die Grenzen der in Artikel 177 Absatz 3
aufgestellten Verpflichtung ergeben, wenn bereits eine gesicherte Rechtspre­
chung des Gerichtshofes vorliegt, durch die die betreffende Rechtsfrage ge­
löst ist, gleich in welcher Art von Verfahren sich diese Rechtsprechung gebil­
det hat, und selbst dann, wenn die strittigen Fragen nicht vollkommen iden­
tisch sind.
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15 Dennoch bleibt es den innerstaatlichen Gerichten, einschließlich der in Arti­
kel 177 Absatz 3 genannten Gerichte, in all diesen Fällen unbenommen, den
Gerichtshof anzurufen, wenn sie es für angebracht halten.

16 Schließlich kann die richtige Anwendung des Gemeinschaftsrechts derart of­
fenkundig sein, daß keinerlei Raum für einen vernünftigen Zweifel an der
Entscheidung der gestellten Frage bleibt. Das innerstaatliche Gericht darf je­
doch nur dann davon ausgehen, daß ein solcher Fall vorliegt, wenn es über­
zeugt ist, daß auch für die Gerichte der übrigen Mitgliedstaaten und den
Gerichtshof die gleiche Gewißheit bestünde. Nur wenn diese Voraussetzun­
gen erfüllt sind, darf das innerstaatliche Gericht davon absehen, diese Frage
dem Gerichtshof vorzulegen, und sie stattdessen in eigener Verantwortung
lösen.

17 Ob diese Möglichkeit besteht, ist jedoch unter Berücksichtigung der Eigen­
heiten des Gemeinschaftsrechts und der besonderen Schwierigkeiten seiner
Auslegung zu beurteilen.

18 Zunächst ist dem Umstand Rechnung zu tragen, daß die Vorschriften des
Gemeinschaftsrechts in mehreren Sprachen abgefaßt sind und daß die ver­
schiedenen sprachlichen Fassungen gleichermaßen verbindlich sind; die
Auslegung einer gemeinschaftsrechtlichen Vorschrift erfordert somit einen
Vergleich ihrer sprachlichen Fassungen.

19 Sodann ist auch bei genauer Übereinstimmung der sprachlichen Fassungen
zu beachten, daß das Gemeinschaftsrecht eine eigene, besondere Terminolo­
gie verwendet. Im übrigen ist hervorzuheben, daß Rechtsbegriffe im Gemein­
schaftsrecht und in den verschiedenen nationalen Rechten nicht unbedingt
den gleichen Gehalt haben müssen.

20 Schließlich ist jede Vorschrift des Gemeinschaftsrechts in ihrem Zusammen­
hang zu sehen und im Lichte des gesamten Gemeinschaftsrechts, seiner Ziele
und seines Entwicklungsstands zur Zeit der Anwendung der betreffenden
Vorschrift auszulegen.

21 Nach alledem ist auf die Frage der Corte suprema di cassazione zu antwor­
ten, daß Artikel 177 Absatz 3 EWG-Vertrag dahin auszulegen ist, daß ein
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Gericht, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln des in­
nerstaatlichen Rechts angefochten werden können, seiner Vorlagepflicht
nachkommen muß, wenn in einem bei ihm schwebenden Verfahren eine
Frage des Gemeinschaftsrechts gestellt wird, es sei denn, es hat festgestellt,
daß die gestellte Frage nicht entscheidungserheblich ist, daß die betreffende
gemeinschaftsrechtliche Bestimmung bereits Gegenstand einer Auslegung
durch den Gerichtshof war oder daß die richtige Anwendung des Gemein­
schaftsrechts derart offenkundig ist, daß für einen vernünftigen Zweifel kei­
nerlei Raum bleibt; ob ein solcher Fall gegeben ist, ist unter Berücksichtigung
der Eigenheiten des Gemeinschaftsrechts, der besonderen Schwierigkeiten
seiner Auslegung und der Gefahr voneinander abweichender Gerichtsent­
scheidungen innerhalb der Gemeinschaft zu beurteilen.

Kosten

22 Die Auslagen der Regierung der Italienischen Republik, der Regierung des
Königreichs Dänemark und der Kommission der Europäischen Gemeinschaf­
ten, die vor dem Gerichtshof Erklärungen abgegeben haben, sind nicht er­
stattungsfähig.

Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren vor dem Gerichts­
hof ein Zwischenstreit in dem vor der Corte suprema di cassazione anhängi­
gen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts.

Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF

auf die ihm von der Corte suprema di cassazione mit Beschluß vom 27. März
1981 vorgelegte Frage für Recht erkannt:

Artikel 177 Absatz 3 EWG-Vertrag ist dahin auszulegen, daß ein Ge­
richt, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln des in­
nerstaatlichen Rechts angefochten werden können, seiner Vorlagepflicht
nachkommen muß, wenn in einem bei ihm schwebenden Verfahren eine
Frage des Gemeinschaftsrechts gestellt wird, es sei denn, es hat festge­
stellt, daß die gestellte Frage nicht entscheidungserheblich ist, daß die
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betreffendebetreffendebetreffendebetreffende gemeinschaftsrechtlichegemeinschaftsrechtlichegemeinschaftsrechtlichegemeinschaftsrechtliche BestimmungBestimmungBestimmungBestimmung bereitsbereitsbereitsbereits GegenstandGegenstandGegenstandGegenstand
einereinereinereiner AuslegungAuslegungAuslegungAuslegung durchdurchdurchdurch dendendenden GerichtshofGerichtshofGerichtshofGerichtshof warwarwarwar oderoderoderoder daßdaßdaßdaß diediediedie richtigerichtigerichtigerichtige An­An­An­An­
wendungwendungwendungwendung desdesdesdes GemeinschaftsrechtsGemeinschaftsrechtsGemeinschaftsrechtsGemeinschaftsrechts derartderartderartderart offenkundigoffenkundigoffenkundigoffenkundig istististist,,,, daßdaßdaßdaß fürfürfürfür eineneineneineneinen
vernünftigenvernünftigenvernünftigenvernünftigen ZweifelZweifelZweifelZweifel keinerleikeinerleikeinerleikeinerlei RaumRaumRaumRaum bleibtbleibtbleibtbleibt;;;; obobobob eineineinein solchersolchersolchersolcher FallFallFallFall gegebengegebengegebengegeben
istististist,,,, istististist unterunterunterunter BerücksichtigungBerücksichtigungBerücksichtigungBerücksichtigung derderderder EigenheitenEigenheitenEigenheitenEigenheiten desdesdesdes GemeinschaftsrechtsGemeinschaftsrechtsGemeinschaftsrechtsGemeinschaftsrechts,,,,
derderderder besonderenbesonderenbesonderenbesonderen SchwierigkeitenSchwierigkeitenSchwierigkeitenSchwierigkeiten seinerseinerseinerseiner AuslegungAuslegungAuslegungAuslegung undundundund derderderder GefahrGefahrGefahrGefahr von­von­von­von­
einandereinandereinandereinander abweichenderabweichenderabweichenderabweichender GerichtsentscheidungenGerichtsentscheidungenGerichtsentscheidungenGerichtsentscheidungen innerhalbinnerhalbinnerhalbinnerhalb derderderder Gemein­Gemein­Gemein­Gemein­
schaftschaftschaftschaft zuzuzuzu beurteilenbeurteilenbeurteilenbeurteilen....

Mertens de Wilmars Bosco Touffait

Due Pescatore Mackenzie Stuart O'Keeffe

Koopmans Everling Chloros Grévisse

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 6. Oktober 1982.

Der Kanzler

P. Heim

Der Präsident

J. Mertens de Wilmars

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS
FRANCESCO CAPOTORTI

VOM 13. JULI 1.982 1 -

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

1. Das Ihnen zur Entscheidung vorge­
legte Ersuchen um Vorabentscheidung
betrifft eine der Vorschriften des EWG-
Vertrags, die die Zuständigkeit des Ge­
richtshofes regeln, nämlich den dritten
Absatz des Artikels 177. Die italienische
Corte di cassazione möchte wissen, ob
diese Vorschrift „eine Pflicht zur Vor­

lage (an den Gerichtshof der Gemein­
schaft-begründet, die dem einzelstaat­
lichen Gericht keinerlei Prüfung der
Stichhaltigkeit der aufgeworfenen Frage
erlaubt, oder ob und inwieweit diese
Verpflichtung von der vorausgehenden
Prüfung abhängt, ob ein vernünftiger
Auslegungszweifel besteht".

Ich fasse den Sachverhalt kurz zusam­
men. Eine große Gruppe italienischer

1 — Aus dem Italienischen übersetzt.
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